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Verhandlungen der
' Stünde

18 L2.
öeiblatt zur Karlsruher Zeitung .

Freitag ,
den 5 . August .

Zweiunddreißigste öffentliche Sitzung der zweiten

Kammer am Mittwoch , den 3. August 1842 ,

unter dem Vorsitze des Präsidenten Bekk .

(Schluß .)

Hofsmann reproduzirt die Gründe der Kommission

gegen die Regierungsforderung und führt sie näher aus .

Der Antrag des Abg . Zirtel sey der Erwägung werth .

Sander : Wenn die Stiftungen gewachsen seyen ,

so sey dies mehr eine Folge davon , daß man die Ver¬

waltung derselben den Gemeinden , resp . den Kirchen -

behörden zurückgegeben habe , denn früher seyen sie nicht

immer stistungsgcmäß gebraucht und benützt worden .

Der Redner schließt sich den Bemerkungen des Abg . Zittel

über die große Belastung der Stiftungen durch Ueber -

wälzung der Revisionskosten auf dieselben an und tadelt ,

daß die Kreisregierungen zu pedantisch an den Formen bei

Prüfung der Rechnungen hingen ; früher habe man

mehr nach Billigkeit geurtheilt . Er sey übrigens der

Meinung , daß eine eigene Superrevision nicht nothwendig

sey ; mau könne dieses Geschäft mit der Oberrechnungskam¬

mer vereinigen ; diese sey ja dazu da , um die obersten

Grundsätze im Sraatsrechnungswesen zu überwachen ;

übrigens habe er auch nichts gegen die Zurückgabe an

die Amtsrevisoren ; vielleicht könnten solche Revisionen

auch den Kirchensektionen zugewiesen werden .

Gottschalk ist für die Anträge der Kommission .

Junghanns widerlegt die Behauptung des Abg .

Sander in Betreff der Verwaltung von Stiftungen

durch Slaatsstellen , und vertheidigt die neue Einrichtung

als nützlich und zweckmäßig , was jedoch den Wunsch

nicht ausschließe , daß eine Revision der Matrikularbei -

träge vorgenommen werde , da einzelne Stiftungen aller¬

dings zu sehr belastet seyen durch dir Revisionskosten .

Re tilg unterstützt den letztern Wunsch , aber nicht

die Aufhebung der bestehenden Einrichtung . Er habe

drei verschiedene Abhörungsweisen erlebt : 1 ) durch die

Amtsrevisoren ; das sey die schlechteste gewesen , denn

hier seyen die Rechnungen nur so um Gotteswillen

daher ungründlich abgehört worden ; die Aemter

schien die Sache meist auch nur obenhin behandelt , da

meisten Beamten nicht die nöthigen Kenntnisse und

oen tmzu gehabt hätten . Die zweite Weise sey die

durch die zentralisirte Behörde gewesen ; allein hier sey
die Masse der zu prüfenden Rechnungen so groß gewe¬

sen , daß uran sie nicht habe bewältigen können , daher

eine Menge Rückstände ausgelaufen seyen . Die Prüfung

>ey um so schwieriger gewesen , als die von den betres -

fenden Orlen der Stiftung entfernten Revisoren die

nöthigen , die Prüfung erleichternden Lokalkcnntnifse nicht

gehabt hätten , wodurch Weitläufigkeiten durch Nach¬

fragen , -schreiben re . entstanden seyen . Die dritte Weise

sey die jetzige ; sie sey allerdings kostspielig , doch durch¬

schnittlich nicht so hoch , als man glaube . Der Redner

erklärt sich gegen Rückgabe an die Amtsrevisoren , und

erwidert dem Abg . Sander auf dessen Bemerkung , daß

man 's bei Prüfung der Rechnungen nicht so genau

nehmen , sondern mehr nach Billigkeit urtheilen solle , daß

er über diese Billigkeit und christliche Liebe früherer

Verrechner eigene Erfahrungen gemacht habe , indem

dieselben aus christlicher Liebe bedrängten Nachbarn rc.

oder sich selbst aus der Stiftungskasse aus der Noth gehol¬

fen , und aus christlicher Liebe den Ersatz in der Tasche

behalten hätten . Man dürfe wohl den Revisoren so viel

Verstand zutrauen , daß sie die Rechner nicht mit un -

nöthigen Notaten verirten ; wenigstens in der Mehrzahl .

Jörger erklärt sich gegen die Zurückgabe der Rech -

nungsabhör an die Amtsrevisoren , sowie gegen die Zen¬

tralisation der Revision in einer Stelle . Die gegen¬

wärtige Einrichtung sey zweckmäßig und dem Interesse
der Stiftungen entsprechend , dabei aber allerdings eine

Revision in der Art der Erhebung der Matrikularbei -

träge wünschenswertst
Ministerialrath Frhr . v . Marsch all : Wenn die

Art der Vertheilnng der Kosten der Revision auf die

Stiftungen zu unbefriedigenden Resultaten führt , so trägt

vielleicht der Umstand die Schuld , daß man in der Be¬

rechnung der Gerechtigkeit in der Art möglichst

nahe zu kommen suchte , daß man zum Maaßftab des

Kostenbetrags die Arbeit und Mühe nahm , welche die

Prüfung der Rechnung verursachte ; bei denen , die am

meisten Mühe machen , ist der Betrag ausgeschlagen nach
der Summe des ganzen Rohertrags , bei denen , die die

wenigsten verursachen , kommen blos 40 Proz . desselben
in Berechnung . Führt dieses nun zu unverhältnißmäßi -

ger Belastung in einzelnen Fällen , so könnte man etwa

dadurch helfen , daß man beim Repartiren der Revisions¬

kosten nicht den Ertrag , sondern den Zweck und die Art

der Stiftung vielmehr in ' s Auge faßte . Daß übrigens
die Stiftungen verwaltet werden müssen , und zwar unter

Aufsicht des Staats , ist wohl nicht zu bezweifeln ; daß

sie die Mittel dazu bestreiten müssen , nur gerecht und

billig , denn jedes Vermögen , das verwaltet wird , muß
die Kosten der Verwaltung tragen .

Dörr klagt über die Kosten der neuen Einrichtung
und die oft widersinnigen Notamina der Revisoren ,

welche Schuld seyen , daß man kaum noch einen Rechner
bekomme , der , für seine Mühe nicht bezahlt , noch sich

Verationen gefallen lassen müsse ; endlich auch über Ver¬

zögerung in der Abhör .

Berichterstatter ( Gerbel ) erklärt , daß er in

Erwägung , daß ein Revisor nothwendig , ein Revident

an diesem Platze unzulässig sey, nicht umhin könne , dem



318
auf noch unbestrittenen Thatsachen beruhenden Antrag
des Abg . Vogelmann beizustimmen .

Staatsrath Frhr . v . Rüdt erklärt , daß die Matri -
kularanschläge eben jetzt einer Revision unterlägen , Ab¬
hülfe einzelner Uebelstände zu erwarten sey.

Hoffmann erklärt wiederholt , daß die Zahl der
Revisoren bei der Kirchensektion groß genug sey.

Fauth bestätigt aus seinen Erfahrungen , die er
als Beamter bei Durchsicht der Stiftungsrechnungen
gemacht , die wohlthätigen Folgen der neuen Einrichtung
für die Stiftungen selbst , indem sie in ihrem Bestände ge¬
sichert , in ihrem Vermögen vermehrt würden , so daß die
damit verbundene Ausgabe im Verhältniß zum Nutzen ,
den sie stiften , nicht als zu groß zu betrachten sey. Daß
manche kleinliche Ausstellungen von Seiten der Revisoren
Vorkommen möchten , wolle er nicht in Abrede stellen ,
allein dergleichen Uebelstände könnten eben durch die
Superrevision beseitigt werden .

Nach einigen Bemerkungen des Abg . Zittel zu Ver -
theidigung seines Antrags wird derselbe zur Abstimmung
gebracht und verworfen , dagegen der des Abg . Jung¬
hanns auf Revision der Matrikularbeiträge ange¬
nommen .

Es wird hierauf die Diskussion über den Antrag der
Budgetkommission fortgeführt : Mat Hy reproduzirt die
Gnmde deS Berichts mit dem Beifügen , daß er nicht
einmal für die 700 fl . gestimmt habe , weil er überzeugt
sey , daß daS bisherige Personal vollkommen ausreiche ,
um auch die Superrevision der Stiftungsrechnungen be¬
sorgen zu können ; der Abg . Vogelmann habe die ent¬
gegengesetzte Ansicht ausgeführt , auf den Grund seiner
Ueberzeugung ohne Zweifel ; daß aber der Hr . Bericht¬
erstatter darauf hin so schnell die seinige aufgebe , müsse
ihn , den Redner , wundern .

Bassermann ist auch der Meinung , daß mehr
gearbeitet werden könne ; das Einhalte » der Bureaustun¬
den sey noch nicht AlleS ; diese Beamten würden viel¬
leicht noch mehr thun , wenn es ihr eigenes Vermögen
wäre , was sie zu verwalten hätten . Auch er sey in der
Commission gegen die Verwilligung von auch nur 700 fl .
gewesen , da der Effektivität groß genug sey.

Berichterstatter : Wenn er jetzt dem Antrag
des Abg . Nogelmann beitrete , so geschehe es , weil dessen
Motivirung nicht widerlegt sey ; seine Abstimmung müsse
nach seiner Ueberzeugung sich richten .

Vogelmann : Die meinige beruht aus den Er¬
fahrungen , die ich als Mitglied der evangelischen Kir -
chensektiou während mehrerer Jahre zu machen Gelegen¬
heit hatte .

Trefurt bestreitet die Richtigkeit des Satzes , daß
die Stiftungen allein die Kosten ihrer Verwaltung zu
tragen hätten ; alle Stiftungen seyen auch im Interesse
des Staats gemacht und erleichterten ihm zum Theil
die Lasten sehr bedeutend , die er sonst im Interesse des
Staatszwecks auf sich allein zu nehmen hätte . Darum
sey gar nicht unbillig , daß auch der Staat einen Theil
der Verwaltungskosten übernehme .

Ministerialrath v . Marschall erläutert seine Worte
in diesem Sinne .

Damit schloß die Diskussion der Hauptsache nach ,
und es erfolgte die Abstimmung mit dem Resultate , daß

der Antrag des Abg . Vogelmann mit 27 Stimmen ge¬
gen 24 angenommen wurde .

Zittel richtet die Frage an den Hrn . Präsidenten
deS Ministeriums des Innern , ob nicht am Besoldungs -
Etat für die Kollegialmitglieder etwas gespart werden
könne , da seit vorigem Jahr Veränderungen im Perso¬
nalbestand vorgenommen worden seyen .

Staatsrath Frhr . v. Rüdt verneint die Frage ; der
an die Stelle deS ausgetretenen Kollegialmitgliedes ge¬
kommene Rath beziehe noch nicht die Besoldung seines
Vorgängers , habe aber auf die mit der Zeit sich ergän¬
zende Zulage von 200 fl. Anspruch .

Zittel : In der letzten Zeit seyen mehrere Kollegial -
Mitglieder der evangelischen Kirchensektion mit dem Titel
alsRegierungsräthe angestellt worden ; diese schein¬
bar geringfügige Sache sey aber bedeutender , als sie auf
den ersten Blick erscheine , denn sie scheine einen weitern
Fingerzeig zu geben über die Art und Weise , wie das
Verhältniß der Kirche zum Staate sich weiter gestalten
werde , nämlich in eine immer größere Abhängigkeit der
erstern vom letzteren . Dieses Verhältniß aber entspreche
keinesweges den Ermattungen , zu welchen die Kirche in
Folge der Bestimmungen der Unionsurkunde berechtigt
gewesen sey . Dort sey viel die Rede von der Kirche
und ihrer Autonomie ; es habe dies voraussetzen lassen ,
daß der Großherzog als oberster Landesbischof die Kirche
durch eine weitere kirchliche Behörde werde verwalten
lassen , die aber nicht dem Staate untergeordnet sey,
sondern lediglich unter der Kontrolle der Generalsynode
zu handeln habe . Alle Diözesansynoden hätten in die¬
sem Sinne sich ausgesprochen , so wie ihnen sich anschlies¬
send die Generalsynode im Jahre 1834 ; im entgegen¬
gesetzten Sinne aber habe seither die Regierung gehan¬
delt . Die oberste Kirchenbehörde im Lande sey die evan¬
gelische Kirchensektion , diese aber dem Ministerium des
Innern untergeordnet und so eigentlich dieses als oberste
Kirchenbehörde zu betrachten . Das Ministerium des
Innern aber sey nicht in der Art gebildet , daß es die
evangelische Kirche repräsentiren könne , denn es sey eine
aus Protestanten und Katholiken gebildete Behörde , in
welche bei aller Hochachtung , welche man den Rächen
katholischer Konfession zu zollen habe , doch ein Protestant
kein volles Vertrauen setzen könne , wenn es sich von
Gegenständen seiner Konfession , seiner Kirche handle .
Es sey daher nicht zu läugnen , daß einige Mißstimmung
hierüber im Lande walte , zumal da die Regierung in
Bezug auf die katholische Kirche anders handle , ihre
Rechte achte und ihre freiere Stellung im Staate aner¬
kenne . Die Besorgniß , daß die evangelische Kirchensek¬
tion aber immer mehr zu einer blosen Zentralstelle her¬
abgesetzt werde , nach Art der Kreisregierungen ,
habe , wie oben gesagt , durch die Anstellung von zwei
Regierungsräthen in diesem Kollegium neuen
Stoff erhalten .

Staatsrath Frhr . v . Rüdt : Wir haben seit Jahren
nichts an der schon lang bestehenden Organisation ge¬
ändert ; ob etwas zu ändern sey , wird die Zukunft zei¬
gen ; übrigens ist die evangelische Kirche zur Zeit nicht
minder berücksichtigt , als die katholische . Was die neuen
Anstellungen betrifft , so ist man beiCharakterisirung der '

Beförderten von der Ansicht ausgegangen , daß nur die¬
jenigen Räthe den Titel Ministerialräthe zu führen
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hätten , welche Mitglieder deS Plenums deS Ministe¬
riums seyen , und daß man früher nur akusüve auch
andern Rathen diesen Titel ertheilt habe .

Sander erklärt stch für die Ansichten deS Abg .
Zittel in Betreff des Verhältnisses der Kirche zum Staat ;
die evangelische Kirchensektion , als oberste geistliche Be¬
hörde , dürfe unter keinem aus Mitgliedern verschiedener
Konfessionen bestehenden Ministerium stehen ; bisher aber
werde sie lediglich in ihrer Eigenschaft als Verwaltungs¬
behörde betrachtet und demnach dem Ministerium unter¬
geordnet . Das dürfe nicht so seyn , wenn die Kirche
ihre Rechte erhalten solle . Früher schon habe er ange¬
zeigt , daß er ein Ministerium der Kirche haben wolle ,
als Vorbereitung der gänzlichen Unabhängigkeit der Kirche
vom Staat ; unterlasse er es jetzt , so geschehe eS, weil
er wisse , daß es nichts helfe , weil er glaube , daß die
kirchliche Frage mit zarter Schonung behandelt werden
müsse . Bei der bevorstehenden Generalsynode werde
diese Frage tiefer zu erörtern seyn , dort werde eS am
Platze seyn , daß die Kirche ihre Stimme erhebe .

Rettig : Dieser Gegenstand gehört nicht hierher ;
die Kirche hat Mittel und Wege sonst wo , ihre An¬
sprüche geltend zu machen . Kirchliche Gegenstände eignen
sich nicht in eine Versammlung , welche aus Mitglieder ^
verschiedener Konfessionen besteht .

Tit . HI Katholische Kirchensektio n : Im ordent¬
lichen Budget werden gesorvert für jedes Jahr 20,395 fl.
( 95 fl - mehr als in der früher » Periode .) Im nach¬
träglichen Budget wird weiter gefordert zu Vermehrung
des Kollegial - und Revistonspersonals für 1842 1400 fl .,
für 1843 3200 fl. Es heißt in der Regierungsbe¬
gründung , sagt der Kommissionöbericht , daß für 's erste
Jahr 1842 800 fl . bereits angewiesen seyen und 600 fl .
als der mit 2400 fl. gestellten neuen Forderung
hieher kommen . Die ersten 800 fl . würden nun aller¬
dings in Folge der Vorlage des halbjährigen Budgets
vom 1 . Juli bis letzten Dezember 1841 als ständigeAus -
gabe dafür bewilligt , um für die durch die Zehntab¬
lösung herbeigeführte Geschäftsvermehrung einen Gehalt
verwenden zu können ; es hat also dieser Punkt seine
Erledigung . Weitere 2400 fl . werden gefordert , um
den zwei bejahrten geistl . Rathen , welche die Geschäfte
jetzt besorgen , ein geeignetes Individuum aus dem
geistlichen Stande zur Aushülse in beiden Respiciaten
geben zu können , wozu eine Summe von jährlich 1000 fl .
erfordert werde . Ferner wird die Anstellung eines weitern
wirthschaftlichen Referenten zunächst wegen Förderung
des Zehutablösungsgeschästs als nothwendig dargestcllt ,
wozu im halbjährigen Budget als ständige Ausgabe für
einen Praktikanten 800 fl . per Jahr bewilligt sind ; es
bedarf also zur Besoldung des auszustellenden Referenten
^ ur noch 400 fl . per Jahr . Für die Supperrevisionder Rechnungen der Lokal - und Distriktsfonds ( 2384

einem Vermögen von 23 '
^ Millionen ) wird

gs ü n
wie bei der evangelischen Kirchensektion die

Anstellung eines weitern Revisors für nothwendig erach -
-a '

" "
R

" Eür 1000 fl . gefordert . Die Budgetkommissiouist in Betreff der ersten Position gegen Kreirung einer
neuen Stelle mit ständiger Besoldung , und trägt daher
daraus an , die 1000 fl . nur als Gehalt zur Aushülfe
zu bewilligen . Zum zweiten Posten wird bemerkt , daßdie frühere Kommission auch nur einen Gehalt und keine

Besoldung bewilligt gehabt ; da trotz dem eine definitive
Anstellung erfolgt sey , so wolle man zwar die weiter
verlangten 400 fl . bewilligen , beklage aber , daß vor¬
schnell eine neue Staatsdienerstelle geschaffen worden
sey , und füge den Wunsch bei , daß durch Erledigung
der nur vorübergehend vermehrten Arbeit wegen der
Zehntablösung mittelst anderweiter Anstellung desselben
der Etat um diese Position wieder gemindert werden
möge . Beim dritten Posten werden , wie bei der evan¬
gelischen Kirchensektion , statt 1000 fl . nur 700 fl. für
Aushülfe beantragt .

Staatsrath Frhr . v . Rüdt erklärt den im Kommis¬
sionsbericht gebrauchten Ausdruck vorschnell für un¬
geeignet , und setzt die Motive der Regierungsforderung
näher auseinander .

Der Abg . Vogelmann stellt auch hier den An¬
trag auf Bewilligung der Forderung der Regierung .

Trefurt und Andere unterstützen ihn ; die Kammer
nimmt ihn an .

Tit . IV . Forstpolizeidirektion . Forderung
der Regierung für jedes Budgetjahr 15,565 fl . Die
Kommission , auf den Beschluß der vorjährigen Budget¬
kommissiou sich beziehend , stellt den Antrag auf Abzug
von 200 st. Die Kammer genehmigt den Antrag .

Der Abg . Mathy spricht die Ansicht aus , daß zwei
Zentralstellen für die Forstadministration nicht nothwen¬
dig seyen ; in Württemberg habe man gar keine Zentral¬
stelle , sondern die Forstverwaltung sey dem Finanzmini¬
sterium untergeordnet . Der Redner sucht den Grund
der Errichtung von zwei Zentralstellen in Baden in
einer gewissen Eifersucht zwischen den Ministerien der
Finanzen und des Innern , und macht aufmerksam
darauf , daß bei Anstellungen in diesem Zweige der Adel
begünstigt zu werden scheine .

Staatsrath Frhr . v . Rüdt setzt die Gründe des
Bestehens zweier Zentralstellen auseinander , indem er
den verschiedenen Wirkungskreis derselben erörtert und
insbesondere darauf aufmerksam macht , daß in Folge des
neuen Forstgesetzes die Errichtung einer eigenen Behörde ,
der Forstpolizeidirektion , nothwendig geworden sey , im
Interesse des großen Reichthums an Waldungen , welche
das Land besitze. Was die Anstellungen betreffe , so
werde auf das Verdienst gesehen , nicht auf Geburt .

Knapp : Wenn mehr Adelige als Bürgerliche hier
angestellt werden , so mag das wohl daher kommen , daß
diesem Beruf mehr der Adel , als der Bürgerstand sich
widmet . Was die Einrichtung betrifft , die der Abg .
Mathy wünscht , so bestand sie früher und hat sich nicht
als zweckmäßig bewährt .

Titel V . Sanitätskommission . Forderung
der Regierung für jedes Jahr : 6740 fl . Bewilligt .
Bei dieser Gelegenheit kommt die Frage wegen Beschrän¬
kung des Branntweinverkaufs zur Verhütung der Ueber -
handnahme des Branntweintrinkens wieder zur Er¬
örterung . Von Seiten der Regierungskommis¬
sion wird erklärt , daß man mit Berathung von Maß¬
regeln in diesem Sinne beschäftigt sey.

Titel VI . Generallandesarchiv . Forde¬
rung der Regierung 13,248 fl. Die Kommission trägt
auf Bewilligung von nur 12,948 fl . an , mit Beziehung
auf den Beschluß der früheren Kammer . Angenommen .

Sander klagt , daß den Gemeinden die Benutzung
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von Urkunden bei Prozessen sehr erschwert , mitunter ver¬
sagt werde , und wünscht Abhülfe .

Staatsrath Frhr . v . Rüdt : Wenn Gemeinden Nach¬
weisen , daß sie Urkunden dahin abgegeben haben , so ist
ihnen die Benutzung gestattet . Andernfalls ist es noth -
wendig , bei Benutzung und Mittheilung von Urkunden ,
wobei der Staat und Fiskus interessirt sind , Vorsicht zu
beobachten ; das Regierungsblatt enthält die hieher ein¬
schlagenden Vorschriften .

Damit schloß die Sitzung .

An Petitionen wurde in dieser Sitzung übergeben :
^ Vom Sekretariat :

1 ) Verwahrung von 500 Urwählern und Wahlmän¬
nern Freiburgs gegen die Verdächtigung der dortigen
Wahlen .

2 ) Gehorsamste Bitte des vormaligen Domänenver¬
walters und Obereinnehmers Vogel zu Thengen , um
Unterstützung seiner Bitte , die Erhöhung seines Susten -
tationsgehaltes betreffend , mvcko Erledigung derselben .

ü . Vom Abg . Dörr :
1) Ehrerbietigste Vorstellung und Bitte der am Rhein¬

user liegenden Gemeinden Lichtenau , Grauelsbaum .w .,
um Aushebung der Flußbausteuer .

2 ) Ehrerbietigste Vorstellung und Bitte der Gemein¬
den Rheinbischofsheim , Rcnchen und Wagshurst , um
Ausnahme der Straße zwischen Rheinbischofsheim und
Renchen in den Straßenverbaud .

Einunddreißigste öffentliche Sitzung der zweiten
Kammer '

am Dienstag , den 2 . August 1842 ,
unter dem Vorsitze des Präsidenten Bekk .

(Nachträglicher Bericht.)
Auf der Bank der Regierung : Geheimer Referendär

Eichrodt .
Es ist im vorläufigen Bericht über diese Sitzung

bemerkt worden , daß der Abg . Welcker unter andern
auch einen Faszikel Papiere übergab , die nach seiner
Angabe eine ganze Reihe schriftlicher Darstellungen über
die Wahlbeherrschungcn in Bonndorf und über die Ver¬
hältnisse der Beamten gegen ihre Amtsuntergebenen ent¬
hielten . Bei Ilcbergabe dieser Papiere bemerkt der Hr .
Abgeordnete , er wünsche , daß diese Papiere durch die
Hrn . Sekretäre zur beliebigen Einsicht des Hrn . Präsi¬
denten des Ministeriums des Innern und der Kammer¬
mitglieder gestellt würden . Als Veranlassung dieser
Ilebergabe gibt der Hr . Abgeordnete die Erklärung an ,
welche der Beamte von Bonndors , Frhr . v . Reichlin -
Meldegg , auf Veranlassung der von ihm , dem Abg .Welcker , in der Sitzung vom 25 . Juli über die bonn -
dorscr Wahl und das Verhältniß jenes Beamten zu
seinen Amtöuntcrgebeneu gegebenen Notizen in der Karls¬
ruher Zeitung vom 31 . Juli abgegeben habe , und worin
derselbe seine Mittbeilungen über jene Gegenstände als
Lerläumdungen bezeichne . Das scy eine Fortsetzung der
Leidenschaftlichkeit , die von Seiten der Beamten bei den
Wahlen geherrscht habe ; diese Papiere , sagt der Redner ,werden Ihnen ein sehr vollständiges und sehr anschau¬
liches Bild der tadelnswürdigsten Leidenschaftlichkeit in

der Wablbeherrschung geben , ein Bild von damit in
Zusammenhang stehenden Kriminal -, Dienst - und andern
Untersuchungen , von Verfolgungen , Inhumanität und
öffentlichen Schritten gegen Amtsangehörige , die tief -
verletzend in das Lebensschicksal derselben eingriffen . Sie
enthalten durch dreifach wiederholte Darstellung alle
jene von mir berührten Thatsachen , nur enthalten sie
zehnmal mehr . Ich sage nichts weiter ; ich habe meine
Pflicht gethan als Vertreter verfassungsmäßiger Rechte
meines Volks , als Vertreter meines Wahlbezirks . Ich
handle nie pflichtwidrig , und schon die ausführliche Dar¬
stellung solcher Männer ( der Hr . Abgeordnete bezeichnte
sie im Eingang der Rede als den allergeachtetsten des
Bezirks angehörend ) wird Sie überzeugen , daß ich den
genügendsten Grund hatte , jene Anklage nicht als frivol
zurückzuweisen ; ich halte sie noch jetzt als genügend
glaubwürdig für diesen Zweck . Wenn nun jener Be¬
amte die pflichtmäßige Ausübung meiner Deputirten -
pflicht als eine verläumderische bezeichnen will , dann
müßte er sich selbst moralisch als einen boshaften
Verläumder folgerichtig hinstellen , denn er gesteht ,den Riegler der Gemeinde angeklagt zu haben eines
Verbrechens , von dem die Untersuchung und das gericht¬
liche Urtheil diesen Mann freisprachen . Auf diese
Weise sucht er einen Abgeordneten , der nichts als seine
Pflicht erfüllt , mit Schmutz zu bewerfen . Ich habe stets
so rohe unter meiner Würde stehende Angriffe mit ruhi¬
ger Verachtung abgewiesen , und thue es auch jetzt ; er
hat sich des Rechts auf eine Antwort von mir auf seine '

rohen Angriffe verlustig gemacht . Traurig ist es , wenn
einzelne Beamte die Würde , Stellung und Pflicht eines
Volksvertreters so sehr verkennen , noch trauriger wäre
es , wenn man denken könnte , durch solche Angriffe die
Abgeordneten von der Ausübung ihrer schweren Pflicht
abzuhaltcn . Freilich , meine Herren ! höchst widrig sind
solche Berührungen ; aber eben so wenig durch solche
widerwärtige Berührungen , wie durch gefährliche Fol¬
gen wird ein würdiger Abgeordneter sich abhalten lassen
von der Erfüllung seiner Pflicht . So lange mein Geist
frisch ist, und so lange mir Mund und Hand den Dienst
nicht versagen , werde ich nimmermehr ermüden in der
pflichtmäßigen Vertheidigung der Freiheit und Rechte
des Volks .

Präsident : Die Eingaben gehören an die Pe¬
titionskommission ; inzwischen kann cs keinen Anstand
finden , im Sekreteriat dergleichen aufzulegen zur Einsicht
der einzelnen Mitglieder .

Die Tagesordnung führte zur Begründung der San -
der ' schen Motion , und nachdem dies geschehen war , zur
Erstattung des Berichts des Abgeordneten Welcker über
die Provisorien .

( Schluß folgt .)

Tagesordnung der 33stcn öffentlichen Sitzung der
zweiten Kammer auf Freitag , den 5 . August , Vormittags
9 Uhr : 1 ) Anzeige neuer Eingaben und Motionen .
2 ) Fortsetzung der Diskussion über das Budget deS ^
großherzoglichen Ministeriums des Innern .

Druck unv Vertag von C . Macklot .
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